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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Für viel Wirbel sorgte im Berichtjahr das Informatikprojekt „Insieme“. Bereits 2001 war
beschlossen worden, die veralteten Informatiksysteme der Steuerverwaltung durch ein
kundenfreundliches Gesamtsystem zu erneuern. Das „Insieme“ getaufte Projekt wurde
2005 vom Parlament mit einem Kredit von 71 Mio. CHF bewilligt. Der amerikanische
Softwarekonzern Unisys erhielt zwar 2006 den Zuschlag für die Realisierung des
Projektes, ein Streit zwischen der Firma und der Steuerverwaltung führte aber – nach
Entschädigungszahlungen von rund 6,4 Mio. CHF – zu einer Neuausschreibung im Jahr
2008. Diesmal wurden verschiedene Teilaufträge an unterschiedliche Softwarefirmen
vergeben. 2010 wurde deutlich, dass der finanzielle Rahmen nicht ausreichen würde.
Der Bundesrat sprach einen Zusatzkredit von CHF 56 Mio. 2011 trennte sich die
Steuerverwaltung aufgrund von Verzögerungen und aus dem Ruder laufenden Kosten
vom Gesamtprojektleiter.
Zu Beginn des Berichtjahres stellte die Finanzkontrolle sodann Ungereimtheiten fest,
worauf die Vorsteherin des EFD, Eveline Widmer-Schlumpf, eine
Administrativuntersuchung anordnete. Das Urteil der parlamentarischen
Finanzdelegation fiel vernichtend aus: die noch vorhandenen finanziellen Mittel würden
lediglich noch die elementaren Projektziele abdecken. Der Skandal weitete sich aus,
nachdem klar wurde, dass zahlreiche Beschaffungsaufträge unter der Hand vergeben
worden waren und der dafür verantwortliche Direktor der Steuerverwaltung, Urs
Ursprung, freigestellt wurde. Auch der Entwicklungschef von Insieme musste seinen Hut
nehmen, da seine Stelle nicht WTO-konform ausgeschrieben worden war. Im
September beschloss das EFD, Insieme abzubrechen. Im November wurde schliesslich
klar, dass sich die Gesamtkosten auf CHF 105 Mio. belaufen, die letztlich in den Sand
gesetzt wurden.
Der Bundesrat hatte bereits im Sommer erste Konsequenzen gezogen und Massnahmen
für ein departementsübergreifendes Beschaffungscontrolling und eine verbesserte
Führung von IT-Schlüsselprojekten angekündigt. Das Scheitern von Insieme führte zu
einigen, in den Räten im Berichtsjahr noch nicht behandelten, politischen Vorstössen.
Die SP reichte eine parlamentarische Initiative (12.490) ein, mit der sie eine
Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) fordert, die die Ereignisse um
Insieme aufarbeiten soll. Eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152) möchte den Bundesrat
beauftragen, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und
Telekommunikationsprojekte zu entwickeln und ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240)
fordert griffigere Massnahmen für die Finanzkontrolle. Von beiden Räten noch in der
Wintersession überwiesen wurden zwei gleich lautende Motionen der
Finanzkommissionen beider Räte (12.3986 und 12.3987), mit denen der Bundesrat
beauftragt wird, so rasch wie möglich einen Pool von Informatikprojektleiterinnen und
-leitern zu schaffen, aus dem für grosse Informatikprojekte erfahrene Expertinnen und
Experten für Beratung oder eine straffe Führung beigezogen werden können. 1

MOTION
DATUM: 13.11.2012
MARC BÜHLMANN

Das Informatikprojekt „Insieme“, das bereits 2012 für viel Wirbel gesorgt hatte, geriet
auch im Berichtjahr nicht aus den Schlagzeilen. Insieme sollte die veralteten
Informatiksysteme der Steuerverwaltung ersetzen, wurde aber mit einem Verlust von
über CHF 100 Mio. aufgrund verschiedener Verzögerungen, Kostenüberschreitungen
und Ungereimtheiten bei Projektvergabe und -planung ohne Umsetzung abgebrochen.
Die von der SP-Fraktion im Rahmen einer parlamentarischen Initiative (12.490)
verlangte parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) zum Insieme-Skandal
stiess im Nationalrat allerdings auf Widerstand. Ein Ordnungsantrag, über die PUK-
Forderung erst zu beschliessen, wenn die eingesetzte „Arbeitsgruppe Insieme“ ihren
Abschlussbericht vorgelegt haben würde, wurde abgelehnt und auch dem SP-Begehren
selber wurde keine Folge gegeben. Die mit 135 zu 38 Stimmen deutliche Mehrheit in der
grossen Kammer folgte dabei den Argumenten ihres Büros. Im Berichtjahr noch nicht
behandelt wurden eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152), die den Bundesrat beauftragen
will, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und Telekommunikationsprojekte zu
entwickeln sowie ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240), das griffigere Massnahmen für
die Finanzkontrolle in der Bundesverwaltung fordert.
Um Informatikprobleme in Zukunft zu vermeiden, will der Bundesrat Grossvorhaben der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) unter der Federführung der
Eidgenössischen Finanzkontrolle systematisch überprüfen lassen. Dies beschloss die
Regierung Ende März an einer Sitzung und legte Mitte April einen entsprechenden
Masterplan vor. Aufgrund des Scheiterns von Insieme warten die veralteten
Informatiksysteme in der Steuerverwaltung noch immer auf eine Erneuerung. Mitte April
ermächtigte der Bundesrat das EFD, für ein neues Programm mit dem Namen „Fiscal-
IT“ einen Verpflichtungskredit über CHF 85,2 Mio. zu beantragen. Eine Vereinfachung
des Projektmanagements, die Gliederung in Teilprojekte und die Schaffung einer EFD-
internen, zentralen Organisationseinheit Informatik sollen das Gelingen des Projektes
sicherstellen. Wie dringend Kontrollmassnahmen bei der IKT sind, zeigten Probleme mit
weiteren Informatikprojekten. Im Februar wurde bekannt, dass das Bundesamt für
Umwelt (BAFU) aufgrund eines Korruptionsfalls ein Grossprojekt abbrechen musste und
so rund CHF 6,1 Mio. verlustig gingen. Mitte Mai wurde in der Sonntagspresse ein
Scheitern des mit rund CHF 110 Mio. finanzierten Projektes „Gever“ vermutet, das Daten
und Dokumente der Bundesverwaltung erfassen und verbinden sollte. Der
Rahmenvertrag sei ausgeschöpft und die Vertragsdauer überschritten. Auch das neue
Abhörsystem des Bundes „Interception System Schweiz (ISS)“, das den
Strafverfolgungsbehörden ein technisch besseres Abhören von Kriminellen erlaubt
hätte, geriet in den Fokus der Medien: Das 2010 für CHF 18 Mio. eingekaufte System
konnte nicht umgesetzt werden und mit einem Zusatzkredit von CHF 13 Mio. musste im
September ein Alternativprojekt aufgegleist werden. Anfang Oktober kritisierte die
Finanzkontrolle die massiven Kostenüberschreitungen, die zeitlichen Verzögerungen
und die fehlende Beschaffungstransparenz beim CHF 100 Mio. teuren
Strassendatenbankenprojekt „Mistra“. 2

Weil die Software der rund 50'000 Arbeitsplätze in der Bundesversammlung bis 2019
erneuert werden muss, beantragte der Bundesrat einen Verpflichtungskredit von CHF
70 Mio., wobei für die Gesamtinvestition von CHF 89 Mio. auch CHF 19 Mio.
Eigenleistungen eingeplant waren. Seit 2012 basierten die Computer auf Windows 7,
dessen Lebenszyklus mit dem Jahr 2019 endet. Microsoft wird dann den
Produktesupport und die Sicherheitsaktualisierungen einstellen. Ab 2016 und bis
spätestens 2018 sollen deshalb alle Arbeitsplätze mit neuer Software ausgerüstet
werden. In der Botschaft zum Bundesbeschluss wies der Bundesrat darauf hin, dass ein
einziges Programm beschafft werden soll, um Synergien zu nutzen.
Kommissionssprecher Christian Levrat (sp, FR) wies bei der Beratung im Ständerat
darauf hin, dass man in der Finanzkommission (FK-SR) über eine Alternative zu
Microsoft als Auftragnehmer diskutiert habe, dass eine Evaluation allerdings zeige, dass
eine solche kaum bestehe. In der kleinen Kammer wurde denn auch diskussionslos und
einstimmig die Ausgabenbremse gelöst wie auch dem Bundesbeschluss zugestimmt. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2015
MARC BÜHLMANN

Dass die Arbeitsplätze in der Bundesverwaltung mit neuer Software ausgerüstet
werden sollen, war auch im Nationalrat unbestritten. Neo-Finanzminister Ueli Maurer
wies darauf hin, dass mit der neuen Betriebssoftware die Performance der
bestehenden Hardware besser genutzt und die zunehmenden Mobilitätsanforderungen
erfüllt werden könnten. Fachlich und wirtschaftlich sei die Beschaffung von Windows 10
vertretbar. Ein Umstieg auf eine andere Software würde einen hohen Mehraufwand
bedeuten – wie schon ihre Schwesterkommission hatte auch die Finanzkommission des
Nationalrates (FK-NR) die Suche nach Alternativen zu Microsoft angemahnt. Das Projekt
wird aufgrund der Grösse des personellen Ressourcenbedarfs, seiner Komplexität und
der Risiken als IKT-Schlüsselprojekt geführt werden, was ein Controlling und eine
Prüfung durch die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) bedingt. Mit 178 zu 1 Stimme bei
einer Enthaltung löste die grosse Kammer die Ausgabenbremse und mit 181 zu 1 Stimme
bei einer Enthaltung hiess sie den Bundesbeschluss über einen Verpflichtungskredit
von CHF 70 Mio. gut. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.2016
MARC BÜHLMANN

Mitte März 2016 wurde die Frage der Einführung eines standardisierten GEVER-
Produkts im Nationalrat diskutiert. Auch hier gab die Vorlage kaum Anlass zu Kritik. Der
Neo-Bundeskanzler Walter Thurnherr wies darauf hin, dass der Umstand, dass es sich
hier um ein IKT-Schlüsselprojekt handle, auch eine schärfere Kontrolle bedeute. Die
Eidgenössische Finanzkontrolle habe das Vorhaben bereits mehrmals geprüft.
Thurnherr bezifferte zudem die geplanten Einsparungen. Pro Benutzer würden die
Kosten von heute (rund CHF 1'270) mit der heterogenen Vielzahl unterschiedlicher
Systeme auf etwa CHF 750 sinken. Wie schon in der kleinen Kammer gab es auch im

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2016
MARC BÜHLMANN
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Nationalrat keinen Antrag auf Nichteintreten. Mit 170 zu 3 Stimmen bei 4 Enthaltungen
lösten die Volksvertreterinnen und Volksvertreter die Ausgabenbremse und hiessen den
Entwurf mit 168 zu 5 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) gut. Die Presse begegnete dem
neuen Projekt eher skeptisch. Die Weltwoche befürchtete gar ein "Insieme im
Quadrat". 5

In der Wintersession 2016 nahm der Ständerat diskussionslos ein auch vom Bundesrat
zur Annahme empfohlenes Postulat Olivier Français (fdp, VD) an. Der Freisinnige fordert
einen Bericht, in dem die Regierung darlegt, wie sie bei der Vergabe von
Ingenieurleistungen vorgeht. Bei der Beschaffung in diesem Dienstleistungsmarkt sei
letztlich im Wesentlichen der Preis als Vergabekriterium ausschlaggebend, was sich
ungünstig auf den Wettbewerb auswirke und zudem zu tiefe Preise nach sich ziehe.
Français erwähnt in seiner Begründung die so genannte Zwei-Couvert-Methode, bei der
die technische Lösung und der Preis separat eingegeben würden. Somit könne die
Vergabestelle zuerst die vorgeschlagene Lösung qualitativ betrachten und sich
überlegen, wie gut diese passen würde. Erst in einem zweiten Schritt würde der Preis
betrachtet. In seinem Bericht muss der Bundesrat darlegen, wie und ob er diese
Methode in die Totalrevision des Bundesgesetzes über das öffentliche
Beschaffungswesen einbauen will. 6

POSTULAT
DATUM: 14.12.2016
MARC BÜHLMANN

Rund zwei Jahre nach Annahme des Postulats von Olivier Français (fdp, VD) zur Vergabe
von Ingenieurleistungen legte der Bundesrat seinen Bericht vor. Die Lösung der
Problematik sei im Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) zu
suchen, das sich in Revision befinde. Der Bundesrat habe beschlossen, die Eigenheiten
bei der Vergabe von intellektuellen Dienstleistungen in der Überarbeitung des BöB zu
berücksichtigen. Dort würden entsprechende Instrumente geschaffen, mit denen ein
sinnvoller und nachhaltiger Mitteleinsatz gewährleistet werde. Wichtig sei allerdings
dann die Praxis, also die Anwendung des Beschaffungsrechts, auf die der Bundesrat ein
Auge haben werde. 7

BERICHT
DATUM: 31.10.2018
MARC BÜHLMANN

Weil sowohl bei Agroscope als auch beim Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) eine
Rezentralisierung zur Debatte gestanden habe, habe sich die FK-NR über die Preise für
die Mieten dieser dezentralen Verwaltungseinheiten erkundigt und herausgefunden,
dass diese weit über den ortsüblich verlangten Mieten lagen. Das Bundesamt für Bauten
und Logistik (BBL) verlange als Vermieterin für das BWO 2.5 Mal höhere Mietpreise als
dies in Grenchen, dem dezentralen Standort des BWO, üblich sei. Dies lasse die Frage
aufkommen, ob die Vorteile der Dezentralisierung aus finanzpolitischer Optik wirklich
genutzt würden, erklärte Thomas Egger (csp, VS) als Sprecher der Finanzkommission für
deren Vorstoss für ortsübliche Bau- und Mietpreise für Verwaltungseinheiten. Die
Strategie der Dezentralisierung und die Schaffung von Arbeitsplätzen ausserhalb von
Bern werde mit überhöhten Mieten unterlaufen, die Attraktivität der dezentralen
Standorte gemindert und nicht zuletzt die Rechnung des Bundes unnötig aufgebläht.
Die Motion fordere den Bundesrat deshalb auf, die Praxis für die Berechnung der
Mietpreise so anzupassen, dass diese den an den Standorten üblichen Preisen
entsprechen.
Finanzminister Ueli Maurer versuchte vergeblich, dem Rat seine Argumente für eine
Ablehnung des Vorstosses schmackhaft zu machen. Man müsse sich bewusst sein, dass
der Bund ein Kostenmodell habe, also intern Kosten umlagere. Beim BWO sei dies der
Fall, weil das Gebäude eigentlich für mehr Personen konzipiert gewesen sei, als jetzt
darin beschäftigt seien. Die nicht belegten Arbeitsplätze könnten aber nicht vermietet
werden, was Kosten verursache, die irgendwo verrechnet werden müssten. Man
berechne Preise, die schweizweit ausgeglichen seien, und es gebe einige Beispiele für
dezentralisierte Einheiten (das BfS in Neuenburg, das Bakom in Biel), die weniger als die
durchschnittlichen Mietkosten verursachten. Ueli Maurer erinnerte auch daran, dass es
bei 2'600 Bauten im BBL und rund 26'000 Objekten der Armee schwierig sei, jeden Tag
für jedes Objekt die optimale Lösung zu finden. Im Grossen und Ganzen funktioniere
man aber «vernünftig, kostengünstig und effizient». Die Motion betreffe einen
Spezialfall und verhindere den Optimierungsprozess eher, als sie ihn fördere. Der
Nationalrat war jedoch anderer Meinung und wies die Motion mit 178 gegen 3 Stimmen
(2 Enthaltungen) an den Ständerat weiter. 8

MOTION
DATUM: 13.03.2019
MARC BÜHLMANN
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Auch der Ständerat war der Meinung, dass der Bund bei der Berechnung der Mieten von
dezentralen Verwaltungseinheiten die ortsüblichen Preise berücksichtigen muss, um
nicht durch eine künstliche Erhöhung der Mietkosten die Attraktivität der Standorte zu
mindern und die Idee der Dezentralisierung zu torpedieren. Mit 8 zu 1 Stimmen hatte
die FK-SR empfohlen, es dem Nationalrat gleich zu tun. Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG)
wies in der kurzen ständerätlichen Diskussion auf das Problem «Agroscope» hin, bei
dem man ja noch mit dem Bundesrat ringe. Mit den überhöhten Baupreisen werde
gerade auch der Standort Tänikon im von ihr vertretenen Kanton Thurgau gegenüber
Standorten mit günstigeren Mietzinsen geschwächt. Mit 22 zu 7 Stimmen hiess auch die
kleine Kammer das Anliegen der FK-NR gut. Wie schon im Nationalrat wies
Finanzminister Ueli Maurer vergeblich darauf hin, dass die Annahme dieser Motion
Kosten verursachen würde, weil einige Liegenschaften nicht auf dem Markt stünden,
sondern dem Bund gehörten, und daher eben nicht zu den deutlich tieferen,
ortsüblichen Preisen abgerechnet werden könnten, ohne Verluste einzufahren. Diese
Kosten müssten eben überwälzt werden, wenn nicht auf die Mieter, dann wohl auf die
Bundesverwaltung. Die Motion sei deshalb nicht zielführend. 9

MOTION
DATUM: 18.09.2019
MARC BÜHLMANN

Am letzten Sitzungstag der Wintersession 2019 überwies der Nationalrat stillschweigend
ein Postulat Vitali (fdp, LU),  das auch der Bundesrat zur Annahme empfohlen hatte. Der
Bundesrat soll also prüfen, wie er Kommissionen über Vorarbeiten für grössere
Projektvorhaben informieren kann. Albert Vitali beklagte sich in der Begründung seines
Vorstosses darüber, dass das Parlament bei grösseren strategischen Projekten oder IT-
Anschaffungen nur die Botschaft zu den entsprechenden Verpflichtungskrediten
vorgelegt bekomme; und zwar erst, nachdem umfangreiche Vorarbeiten in der Regel
bereits abgeschlossen seien. Es wäre aber von Vorteil, so der Luzerner Freisinnige,
wenn zumindest die zuständigen Kommissionen schon früh über die Eckpfeiler eines
Projektes informiert wären, um die strategische Richtung desselben frühzeitig
vorgeben zu können. Der damit einhergehende Zeitverlust würde durch Qualitätsgewinn
wett gemacht. Zudem könnten so kostspielige Fehlplanungen, wie sie in der
Vergangenheit vorgekommen seien, vermieden werden. 10

POSTULAT
DATUM: 20.12.2019
MARC BÜHLMANN

Fast zwei Jahre liess sich der Bundesrat Zeit für den Bericht in Erfüllung des Postulats
von Albert Vitali (fdp, LU), der abgeklärt haben wollte, ob die Information von
Kommissionen über Vorarbeiten für grössere IT-Projektvorhaben zu mehr Sicherheit
und Qualität und zur Vermeidung von «Fehlplanungen» führen könnte. Im Bericht
wurde darauf hingewiesen, dass grössere Projekte und insbesondere sogenannte
Schlüsselprojekte bereits heute in Form von Verpflichtungskrediten und Botschaften
dem Parlament vorgelegt würden. Zudem würden diese periodisch durch die EFK
geprüft und die GPK beider Räte erhielten jedes Halbjahr einen Bericht. Auch die
FinDel tausche sich mit den Departementschefinnen und -chefs regelmässig über
grössere geplante Projekte aus. Nicht zuletzt würden geplante Projektvorarbeiten auch
im Voranschlag ausgewiesen. Insgesamt könne das Informationsbedürfnis des
Parlaments mit den bestehenden Gefässen befriedigt werden. Der Bundesrat bemühe
sich aber, Inhalt und Ausrichtung wichtiger Vorhaben in diesen Gefässen noch früher
kenntlich zu machen. 11

BERICHT
DATUM: 03.12.2021
MARC BÜHLMANN

Sie stelle sich nicht gegen den Antrag des Bundesrats, ihre eigene Motion zur
Berücksichtigung ortsüblicher Mietpreise für dezentrale Verwaltungseinheiten
abzuschreiben, teilte die FK-NR in einem Medienbericht mit. Der Bundesrat hatte die
Abschreibung in einem Bericht damit begründet, dass die Mietpreise der dezentralen
Standorte in den meisten Fällen gar unter den marktüblichen Preisen liegen würden.
Zudem werde das Modell der Mietkostenverrechnung in den kommenden Jahren
angepasst. Der Nationalrat schrieb die Motion in der Frühjahrssession 2022
stillschweigend ab. Der Ständerat folgte ihm in der darauffolgenden Sommersession
nach kurzer Debatte, in der Finanzminister Ueli Maurer den Regierungsbericht kurz
erläuterte. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2022
MARC BÜHLMANN
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Die FK-NR teile die Ansicht des Bundesrats, dass die bestehenden Instrumente
ausreichten, um die Informationsbedürfnisse des Parlaments zu befriedigen, gab sie in
einer Medienmitteilung bekannt. Das Postulat zur Information von Kommissionen über
Vorarbeiten für grössere IT-Projektvorhaben könne entsprechend abgeschrieben
werden. Die grosse Kammer folgte dieser Empfehlung in der Sommersession 2022. 13

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
MARC BÜHLMANN
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